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reitung auf das Fachschuldirekt- und -fernstudium 
oder das Hochschulfernstudium. in den systema­
tischen Einzellehrgängen, die jeweils in einem 
Fach zum Lehrziel der Mittelschule oder der Ober­
schule führen, in den Lehrgängen ohne Prüfungs­
abschluß der Gruppe Gesellschaftswissenschaften 
oder der Gruppe Fremdsprachen, die nicht in den 
Grund-, Mittel- und Oberschulen gelehrt werden, 
8,— DM,

c) in allen sonstigen Lehrgängen ohne Prüfungs­
abschluß entsprechend dem Lehrprogramm an 
Volkshochschulen 5,— bis 7,50 DM.

(2) Bei besonders hervorragender Qualifikation kann 
in Ausnahmefällen diese Honorargrenze überschritten 
werden. Derartige Ausnahmefälle bedürfen der Be­
gründung durch den Direktor und der Genehmigung 
des Rates des Kreises, Abteilung Volksbildung.

(3) Außerhalb des Unterrichtsortes wohnende neben­
amtliche oder nebenberufliche Lehrkräfte erhalten für 
jede Doppelstunde eine zusätzliche Vergütung von 
1,— DM, wenn der Zeitaufwand für den Weg zum 
Unterrichtsort je Unterrichtstag 2 Stunden übersteigt. 
Hierbei sind die öffentlichen Verkehrsmittel zu berück­
sichtigen. Diese zusätzliche Vergütung wird nur gezahlt, 
wenn die Lehrkräfte in einem anderen Ort (nicht Orts­
teil) als ihren Wohnsitz unterrichten.

(4) 1st die Stellenbesetzung in den Grund-, Mittel­
oder Oberschulen gesichert, so kann der Leiter der Ab­
teilung Volksbildung des Rates des Kreises Lehrkräfte 
im Rahmen ihrer Pflichtstundenzahl an der Grund-, 
Mittel- oder Oberschule in den allgemeinbildenden 
Lehrgängen der Volkshochschule einsetzen. Dabei ent­
sprechen vier Stunden Unterricht in der Volkshoch­
schule fünf Pflichtstunden in der Grund-, Mittel- oder 
Oberschule. Werden von diesen Lehrkräften auf Grund 
freiwilliger Vereinbarung regelmäßig über die Pflicht­
stundenzahl hinaus weitere Unterrichtsstunden an der 
Volkshochschule erteilt, erfolgt die Vergütung nach 
Einzelstunden. Es ist unzulässig, solche Stunden als 
Überstunden anzuordnen.

(5) Die Vergütung nach Einzelstunden erfolgt auch 
für alle sonstigen hauptamtlichen Lehrer der Grund-, 
Mittel- oder Oberschulen, die nebenamtlich an Volks­
hochschulen beschäftigt sind.

§ 6
Zu den in den §§ 2 und 4 genannten Vergütungen 

für hauptamtliche Lehrkräfte werden folgende Zulagen 
gewährt:

a) an Direktoren 200,— DM monatlich, an stellver­
tretende Direktoren 100,— DM monatlich,

b) Kinderbeihilfen für jedes unterhaltsberechtigte 
Kind 20,— DM monatlich.

§ 7
(1) Hauptamtliche Lehrkräfte und stellvertretende 

Direktoren an Volkshochschulen werden auf der Grund­
lage der bestätigten Stellenpläne beschäftigt. Haupt­
amtliche Lehrkräfte' müssen Mittel- oder Oberstufen­
qualifikation, Direktoren und stellvertretende Direk­
toren Oberstufenqualifikation besitzen oder erwerben. 
Bei der Neubesetzung von Planstellen dürfen nur Lehr­
kräfte berücksichtigt werden, die im Besitz der ge­
forderten Qualifikation sind.

(2) Für Arbeitsrechtsverhältnisse der hauptamtlichen 
Lehrkräfte, Direktoren und stellvertretenden Direktoren 
gelten ferner die Bestimmungen des § 6 der Verordnung 
vom 19. Dezember 1952 (GBl. S. 1359) in der Fassung 
der Änderungsverordnung vom 14. Dezember 1956 
(GBl. I S. 1363).

§ 8
(1) Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 

1958 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Zweite Anweisung vom 

4. Januar 1952 zur Durchführung der Vergütungs­
verordnung für Lehrer an allgemeinbildenden Schulen 
(MinBl. S. 5) außer Kraft.

Berlin, den 8. April 1958
Der Minister für Volksbildung 

F. L a n g e

'/// Anordnung Nr. 2* * 32 
über Kraftstoffverbrauchsnormen für Kraftfahr-

/: Jf zeuge im Straßenverkehr.
////

Vom 16. April 1958
Zur Änderung der Anordnung vom 21. August 1957 

über Kraftstoffverbrauchsnormen für Kraftfahrzeuge 
im Straßenverkehr (GBl. I S. 487) wird im Einverneh­
men mit den Leitern der zuständigen zentralen Organe 
der staatlichen Verwaltung folgendes angeordnet:

§ 1
Der § 2 der Anordnung vom 21. August 1957 ^rhält 

folgende Fassung:
„Die Kraftstoffverbrauchsnormen und Richtlinien 

gelten
a) für alle Kraftfahrzeuge, für die der Kraftstoff 

durch die staatlichen Organe zugeteilt wird;
b) für alle Kraftfahrzeuge der sozialistischen und 

ihr gleichgestellten Wirtschaft sowie der Dienst­
stellen und sonstigen Einrichtungen der staat­
lichen Organe, die Kraftstoff aus freiem Verkauf 
verwenden.

Ausgenommen sind die Kraftfahrzeuge der Land- und 
Forstwirtschaft, die nicht im Straßenverkehr ein­
gesetzt werden.“

§ 2
Der § 5 Abs. 3 der Anordnung vom 21. August 1957 

erhält folgende Fassung: ,
„Erzielte Einsparungen werden prämiiert, wenn 

die Einsparung nicht auf Kosten des technischen Zu­
standes oder der Einsatzfähigkeit des Kraftfahrzeu­
ges erreicht worden ist. Für Einsparungen werden, 
ohne Rücksicht darauf, ob die Einsparung bei kon­
tingentiertem oder freiem Kraftstoff erzielt worden ist, 

je Liter eingesparten Kraftstoffs 0,25 DM 
einheitlich als Prämie gezahlt."

§ 3
Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 16. April 1958

Der Minister für Verkehrswesen 
K r a m e r

* Anordnung (Nr. 1) (GBl. I 1957 S. 487)
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